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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 125/15 BH 
 
L 7 AS 97/15 (Sächsisches LSG) 
S 48 AS 6787/14 (SG Dresden) 
 

Az: B 14 AS 126/15 BH 
 
L 7 AS 165/15 (Sächsisches LSG) 
S 48 AS 7123/14 (SG Dresden) 
 
 
 
…………………,  
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Dresden, 
Budapester Straße 30, 01069 Dresden, 
 
 Beklagter. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 5. April 2016 durch 

den Richter   Prof. Dr.  B e c k e r   als Vorsitzenden sowie die Richter   Dr.  S c h ü t z e     

und   Dr.  F l i n t     

beschlossen: 

 

Die Verfahren B 14 AS 125/15 BH und B 14 AS 126/15 BH werden zur gemeinsamen Entschei-

dung unter dem Aktenzeichen B 14 AS 125/15 BH verbunden. 

 

Die Anträge des Klägers, ihm für die Verfahren der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in den Urteilen des Sächsischen Landessozialgerichts vom 16. Juli 2015 - L 7 AS 

97/15, L 7 AS 165/15 - Prozesskostenhilfe zu bewilligen und einen Rechtsanwalt beizuordnen, 

werden abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

Den Anträgen des Klägers auf Bewilligung von PKH kann nicht stattgegeben werden. Nach 

§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 114 ZPO kann einem Beteiligten für das Verfahren vor dem 

BSG nur dann PKH bewilligt werden, wenn die beabsichtigte Rechtsverfolgung hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet; das ist hier nicht der Fall. Es ist nicht zu erkennen, dass ein beim 

BSG zugelassener Prozessbevollmächtigter (§ 73 Abs 4 SGG) in der Lage wäre, die vom Kläger 

angestrebten Beschwerden gegen die Nichtzulassung der Revision in den bezeichneten Urteilen 

des LSG vom 16.7.2015 erfolgreich zu begründen. Da der Kläger keinen Anspruch auf Bewilli-

gung von PKH hat, sind auch seine Anträge auf Beiordnung eines Rechtsanwalts abzulehnen 

(§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen 

Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes (GmSOGB) oder des BVerfG abweicht und auf 

dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf 

dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann (Nr 3). Ein solcher Zulassungsgrund ist we-

der nach dem Vorbringen des Klägers noch nach summarischer Prüfung des Streitstoffs auf-

grund des Inhalts der beigezogenen Verfahrensakten ersichtlich.  

 

Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG) ist nur dann anzu-

nehmen, wenn eine Rechtsfrage aufgeworfen wird, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen 

der Rechtseinheit oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht be-

dürftig und fähig ist. Es ist nicht erkennbar, dass sich wegen der Entscheidungen der 

Vorinstanz, die vom Kläger bezogene Berufsunfähigkeitsrente sei als zu berücksichtigendes 

Einkommen auf die Arbeitslosengeld II-Leistungen anzurechnen, mit Blick auf die hierzu bereits 

vorliegende Rechtsprechung des BSG noch Rechtsfragen von grundsätzlicher Bedeutung stel-

len (vgl BSG Urteil vom 5.9.2007 - B 11b AS 51/06 R - SozR 4-4200 § 11 Nr 6 RdNr 17). Recht-

lich ohne Belang ist es in diesem Zusammenhang, dass der Rentenleistung ein gerichtlicher 

Vergleich zugrunde liegt. 

 

Die Entscheidungen des LSG weichen auch nicht von einer Entscheidung des BSG, des 

GmSOGB oder des BVerfG ab, weshalb eine Divergenzrüge keine Aussicht auf Erfolg verspricht 

(§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG). Divergenz kommt ausschließlich in Betracht, wenn das LSG einen 

Rechtssatz in Abweichung von einem solchen des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG aufge-

stellt hat. Es ist nicht zu erkennen, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter in der Lage 

sein könnte, derartige abweichende Rechtssätze, auf denen die Entscheidungen beruhen, zu 

benennen. 
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Schließlich ist nicht erkennbar, dass ein zugelassener Prozessbevollmächtigter einen Ver-

fahrensmangel geltend machen könnte, auf dem die angefochtenen Entscheidungen des LSG 

beruhen können (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 1 SGG). Soweit der Kläger rügt, die Urteile des 

LSG seien weder unterschrieben noch rechtmäßig beglaubigt, trifft dies ausweislich der Ver-

fahrensakten des LSG nicht zu. Auch ein Verstoß des LSG gegen den Anspruch des Klägers 

auf rechtliches Gehör ist weder aus seinem dahingehenden Vortrag erkennbar noch aus den 

angefochtenen Entscheidungen und Verfahrensakten des LSG.  
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